355 — . 
Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 5 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


„„ M 


(Nr. 3213.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen des 
a Braunsberger Kreiſes zum Betrage von 45,000 Rthlr. Vom 17. Des 
zember 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Braunsberger Kreisſtaͤnden auf dem Kreistage vom 
14. Juni 1843. beſchloſſen worden, die zum Bau einer Chauſſee von Brauns⸗ 
berg uͤber Plaſſwig nach Wormditt, mit einer Zweigſtraße von Packhauſen nach 
Mehlſack erforderlichen Mittel, ſoweit ſie nicht durch die bewilligte Staats⸗ 
praͤmie und durch Aktienbeitraͤge gedeckt würden, zu dem angenommenen Be⸗ 
trage von 50,000 Rthlr. durch ein Anlehn zu beſchaffen, und daſſelbe mittelſt 
einer Summe von 3000 Rthlr., welche jährlich an Chauſſeebau⸗Beitraͤgen vom 
Kreiſe aufzubringen iſt, zu verzinſen und allmaͤlig zu tilgen; auch zur Ausfuͤh⸗ 
rung dieſer Beſchluͤſſe eine Kreisſtaͤndiſche Kommiſſion gewaͤhlt und autoriſirt 
worden, welche beantragt hat, zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, 
mit Zinskupons verſehene Schuldverſchreibungen zu dem Betrage von 45,000 
Rthlr. ausſtellen zu duͤrfen, und ſich bei dieſem Antrage weder im Intereſſe 
der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat; wollen 
Wir, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833., zur Ausſtel⸗ 
lung von Obligationen des Braunsberger Kreiſes zum Betrage von fuͤnf und 
vierzigtauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 
20,000 Rthlr. à 500 Rthlr., 
15,000 Rthlr. à 300 Rthlr. und 
10,000 Rthlr. à 100 Krhlr. 


45,000 Nehlr. 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, und, von Seiten der Glaͤubiger 
unkuͤndbar, aus der von dem Braunsberger Kreiſe zum Chauſſeebau jaͤhrlich 
aufzubringenden Summe von 3000 Rthlr. mit vier Prozent jaͤhrlich zu ver⸗ 
zinſen, und nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung mit min⸗ 
deſtens zwei Prozent des Kapitals jaͤhrlich zu tilgen find, durch gegenwärtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung 
ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
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Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweifen zu duͤrfen, geltend 
zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritz 
ter ertheilen, und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Gegeben Potsdam, den 17. Dezember 1849. n 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 


Schema. 


Obligation 
des Braunsberger Kreiſes. 


Nitkr. r 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Braunsberger Krei⸗ 
ſes bekennt auf Grund des unter dem 8. Februar 1846. Allerhoͤchſt beftätigten 
Kreistagsbeſchluſſes vom 14. Juni 1843. ſich Namens des Kreiſes durch dieſe 
fuͤr jeden Inhaber guͤltige Verſchreibung zu einer Schuld von 

2 Thaler Preußiſch Kurant 5 
nach dem Muͤnzfuße von 1764, welche gegen Leiſtungen fuͤr den Braunsberger 
Kreis kontrahirt worden. 

„Die Bezahlung geſchieht allmaͤlig aus einem zu dieſem Behuf gebildeten 
Tilgungsfonds von ſahrüch mindeſtens zwei Prozent des Kapitals. Die Folge⸗ 
ordnung der Einloͤſung der Schuldoerſchreibungen wird durch das Loos be⸗ 
ſtimmt. Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der in dem 
Amtsblatte der Regierung zu Koͤnigsberg deshalb ergehenden offentlichen Be⸗ 
kanntmachung zu entrichten iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen, von heute 
ab gerechnet, mit vier Prozent in gleicher Munzſorte mit jenem verzinſt. Die 
Ausbezahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt reſp. gegen bloße Ruͤckgabe 
der hiermit Sicherer de Zinsſcheine und dieſer Sthuldoetſchreibung. a 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis N 7 

eſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſere a 

ſchrift ertheilt. 5 g e e na 

Braunsberg, den ten 


Die ſtandiſche Kommiſſion 1255 He Chauſſeebau im Braunsberger 
reiſe. a 


Zins⸗ 


„ 


Zins ⸗ Coupon 
FE Ba zu der N 
Kreis⸗Obligation des Bra msberger Kreiſes. 
Eile > 5 er. Thaler Kurant. 

Inhaber empfaͤngt in der Zeit vom 26. Juni bis 2. Juli, und 28. De⸗ 
zember bis 3. Januar jeden Jahres, gegen Ruͤckgabe dieſes Coupons an halb⸗ 
jährigen Zinſen bei der Kreis-Kommunal⸗Kaſſe bierfelbft ..... Thaler Preu⸗ 
ßiſch Kurant. 

Braunsberg, den ten 


Die ſtändiſche Kommiſſion fi nen Chauſſeebau im Braunsberger 
reiſe. 


(Nr. 3214.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. Januar 1850., betreffend die Anwendung der dem 
Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die Gemeinde-Chauffee von Hilden 
uͤber Polniſche Muͤtze bis Vohwinkel. 


Nachdem Ich durch Meinen, an den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten und an den Finanzminiſter gerichteten Erlaß vom 15. Juni 
v. J. für den Ausbau der Gemeinde-Chauſſee von Hilden über Polniſche 
Muͤtze bis Vohwinkel in Bezug auf die zur Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke 
bereits die Anwendung des Expropriationsrechts beſtimmt, auch den Gemeinden 
Hilden und Haan Behufs der kuͤnftigen Unterhaltung dieſer Straße das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den um die Haͤlfte erhoͤhten Saͤtzen des 
für die Staats⸗Chauſſeen geltenden jedesmaligen Chauſſeegeld-Tarifs verliehen 
habe, ſetze Ich auf Ihren Antrag hierdurch noch feſt, daß auf dieſe Straße 
auch die, dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen Anwendung finden ſollen. 


Potsdam, den 7. Januar 1850. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 824432130 a 6* (Nr, 3245.) 


a 


(Nr. 3215.) Privilegium wegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender Danziger Stadt⸗ 
Obligationen zum Betrage von 100,000 Rthlr. Vom 14. Januar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen 14 dc. a 


Nachdem der Magiſtrat und die Stadtverordneten der Stadt Danzig darauf 
angetragen haben, die Anleihe von 100,000 Rthlr., zu welcher die Stadt 
Danzig durch das ihr unter dem 22. Auguſt 1848. von Uns ertheilte Privile⸗ 
gium ermaͤchtigt worden iſt, zu vier Prozent, ſtatt, wie darin beſtimmt wird, 
zu fünf Prozent Zinſen aufnehmen zu duͤrfen, wollen Wir derſelben, unter Auf⸗ 
hebung des vorgedachten Privilegii vom 22. Auguſt 1848. (Geſetz- Sammlung 
S. 224.), durch das gegenwärtige Privilegium zur Ausſtellung von 100,000 Kthlr. 
Einhunderttauſend Thalern N 
Danziger Stadtobligationen, welche nach dem anliegenden Schema, und zwar 
45 666 Stuͤck zu 100 Rthlr. und 668 Stuͤck zu 50 Rthlr. auszufertigen, mit 
vier vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen, von Seiten der Glaͤubiger unkuͤndbar 
und mit jaͤhrlich Eins vom Hundert durch jaͤhrliche Verlooſung zu tilgen find, 
Unſere landesherrliche Genehmigung mit Vorbehalt der Rechte Dritter hier⸗ 
durch ertheilen, ohne dadurch jedoch den Inhabern der Obligationen in Anſe⸗ 
hung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 
Gegeben Charlottenburg, den 14. Januar 1850. 


(.. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 


Schema 
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Schema. i f 
Danziger Stadt⸗Obligation. 
Litin Au. Littr. .B.. 0... ; 
uͤber i uͤber 
100 Rthlr. Pr. Court. | 50 Rthlr. Pr. Court. 


Der Magiſtrat und die Stadtverordneten der Stadt Danzig urkunden 

und bekennen hiermit Namens der Stadtgemeine Danzig auf Grund des Al⸗ 
lerhoͤchſten Privilegii voqmm „daß der Inhaber dieſer Obligation die 
Summe von Einhundert Thalern Pr. Courant (Funfzig Thalern Pr. Courant), 
deren Empfang fie beſcheinigen, an die hieſige Stadrgemeine zu fordern hat. 
i Die Ruͤckzahlung des Kapitals an die Inhaber der Obligationen ge⸗ 
ſchieht allmaͤlig nach einem von der Staatsbehoͤrde genehmigten Amortiſations⸗ 
plane, wobei die Folgeordnung der einzulöfenden Obligationen durch das Loos 
beſtimmt wird. Den Kommunalbehoͤrden bleibt jedoch das Recht vorbehalten, 
den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken oder auch ſaͤmmtliche Obligationen auf ein⸗ 
mal zu kundigen. Die Bekanntmachung der durch das Loos gezogenen Obli⸗ 
1 und die Kuͤndigung derſelben erfolgt durch das Danziger Intelligenz⸗ 
latt, durch das Amtsblatt der Regierung zu Danzig, durch den Preußiſchen 
Staats⸗Anzeiger in Berlin, die Koͤnigsberger Preußiſche Staats⸗, Kriegs⸗ und 
Friedens⸗Zeitung, die Stettiner Oſtſee-Zeitung, vor dem Zinszahlungs- Termine 
dergeſtalt, daß die Einlöfung an dem dieſem Zahlungs-Termine folgenden 
Zinszahlungs⸗Termine ſtattfindet. g 5 

Den Inhabern der Obligation fteht gegen die Stadtgemeine ein Kuͤndi⸗ 
gungsrecht nicht zu. 

Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital nach der des⸗ 
halb ergehenden oͤffentlichen Bekanntmachung zu entrichten iſt, wird daſſelbe in 
halbjaͤhrigen Terminen mit vier Prozent jaͤhrlich gegen Auslieferung der zu den 
Obligationen gehoͤrigen Zinscoupons verzinſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeine Danzig mit ihrem Kaͤmmerei⸗ und Buͤrgervermoͤgen. i 

Zu Urkund deſſen iſt dieſe Obligation unter unſerer Unterſchrift und 
Siegel ausgefertigt worden. 

Danzig, den fe 


L. S) 
Die Stadtverordneten⸗Verſammlung. 
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Oberbürgermeiſter, Bürgermeiſter und Rath. 


(Nr. 32153216.) a Mit 
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Mit dieſer Obligation ſind Zins-Coupons von bis incl. 
N mit der Unterſchrift des Oberbuͤrgermeiſters und ein gleichmaͤßig 
unterzeichneter Talon, der die Berechtigung zum Empfange der folgenden Serie 
Zins⸗Coupons ertheilt, ausgegeben. 

Bei fruͤherer Einloͤſung des Kapitals muͤſſen die nicht faͤlligen Coupons 
und der Talon mit der Obligation zuruͤckgegeben werden. e 

Dem Vorzeiger des Talons wird die folgende Serie Zins-Coupons 
e be falls der Inhaber der Obligation nicht dagegen Einſpruch er⸗ 
oben hat. 


(Nr. 3216.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 22. Januar 1850., betreffend die Uebertragung der 
obern Leitung der General-Ordens-Kommiſſion an den Praͤſidenten des 
Staatsminiſteriums. 


Ai den Antrag des Staatsminiſteriums vom 19. d. Mts. will Ich hier⸗ 
durch dem Praͤſidenten deſſelben die obere Leitung der General-Ordens-Kom⸗ 
miſſion uͤbertragen, wonach dieſer Behoͤrde das Noͤthige zu eroͤffnen iſt. 


Bellevue, den 22. Januar 1850. | 
Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


An das Stagtsminiſterium. 


(Jr. 3217.) 


* 
(Nr. 3217.) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung zu der Ver⸗ 
ordnung vom 9. Februar 1849., betreffend die Errichtung von Gewerbe— 


raͤthen und verſchiedene Abaͤnderungen der allgemeinen Gewerbe-Ordnung. 
Vom 30. Januar 1850. 5 


N die auf Grund des Artikels 105, der Verfaſſungs-Urkunde unterm 
5 99 v. J. erlaſſene, in der Geſetz Sammlung von 1849. Seite 93. vers 
uͤndete 

Verordnung uͤber die Errichtung von Gewerberaͤthen und verſchiedene 

Abaͤnderungen der allgemeinen Gewerbe-Orbnung, 
jenem Artikel der Verfaſſungs⸗Urkunde gemäß, den Kammern zur Genehmi⸗ 
gung vorgelegt worden iſt, haben beide Kammern der gedachten Verordnung 
ihre Genehmigung ertheilt. 

Dies wird hierdurch zur Beachtung bekannt gemacht. 

Berlin, den 30. Januar 1850. 


Das Staatsminiſterium. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenber g. v. Manteuffel. v. Strotha. 
' v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


(Nr. 3218.) Geſetz, betreffend die Abänderung des H. AA, des Weſtpreußiſchen Provinzial⸗ 
rechts. Vom 14. Februar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 

Die Schlußbeſtimmung im H. 44. des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts 
findet keine Anwendung, wenn die Befreiung eines auf Zeit verpachteten Kir⸗ 
chen⸗ oder Pfarrgrundſtuͤcks von der Deichlaſt auf einem ſpeziellen Rechts⸗ 
titel beruhet. In dieſem Falle iſt lediglich nach dem Inhalte und der Be⸗ 
ſchaffenheit jenes Titels zu beurtheilen, ob die Befreiung und der dadurch be— 
gründete Anſpruch auf Entſchaͤdigung (H. 17. des Geſetzes uͤber das Deich 
weſen vom 28. Januar 1848.) nicht blos den Fall der Selbſtbewirthſchaftung, 
ſondern auch der Nutzung durch Zeitpacht in ſich habe. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Bellevue, den 11. Februar 1850, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


(Nr. 32178219.) (Nr. 3249.) 
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(Nr. 3219.) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung zu der Ver⸗ 
ordnung vom 20. Dezember 1848., betreffend die interimiſtiſche Regulirung 
der gutsherrlich bäuerlichen Verhaͤltniſſe in der Provinz Schleſien. Vom 
12. Februar 1850. 


. die auf Grund des Artikels 105. der Verfaſſungs-Urkunde vom 
5. Dezember 1848. unter dem 20. Dezember 1848. erlaſſene, in der Geſetz⸗ 
Sammlung fuͤr 1848. Seite 427. bis 441. verkuͤndete 


Verordnung, betreffend die interimiſtiſche Regulirung der gutsherrlich 
baͤuerlichen Verhaͤltniſſe in der Provinz Schleſten, 


jenem Artikel der Verfaſſungs-Urkunde gemaͤß, den ſpaͤter zuſammengetretenen 
Kammern zur Genehmigung vorgelegt worden iſt, haben beide Kammern der 
gedachten Verordnung ihre Genehmigung ertheilt. 

Dies wird hierdurch zur Beachtung bekannt gemacht. 


Berlin, den 12. Februar 1850. 


Das Staatsminiſterium. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Deckerſchen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 


